von vierteljährlich 2 RM. 
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Das Blatt erſcheint nach Be⸗ + + + Zu beziehen durch alle Poſt⸗ 
darf, im allgemeinen monat⸗ anftalten und durch die 
lich zweimal, zum Preiſe > Expedition des Blattes 
Berlin WS, Mauerſtraße 44. 

der 


Handels- und Gewerbe- Verwaltung. 


Herausgegeben im Miniſterium für Handel und Gewerbe. 
Der Bezugspreis für das Vierteljahr Juli— September beträgt 2 RM freibleibend. 


Ur. 15. Berlin, Mitlwoch, den 4. Auguſt 1926. 26. Jahrgang 


Verordnung 


zur 


Ausführung des 8 61 des Betriebsrätegeſetzes vom 4. Februar 1920 bei den 
dem Miniſter für Handel und Gewerbe unterſtellten Behörden, Schulen und 


— 


Anſtalten vom 21. Juli 1926 (GS. S. 222). 


Auf Grund des 8 61 des Betriebsrätegeſetzes vom 4. Februar 1920 (RG Bl. S. 147) 
wird nach Verhandlung mit den beteiligten wirtſchaftlichen Vereinigungen der Arbeitnehmer 
folgendes verordnet: 


I. Allgemeine Beftimmungen. 


9 
Die dem Miniſter für Handel und Gewerbe unterſtellten, in § 2 dieſer Verordnung 
bezeichneten Zweige der Staatsverwaltung werden zur Bildung von Einzelbetriebs— 
vertretungen und eines Hauptbetriebsrats zuſammengefaßt. 


2 

Als Betriebe im Sinne des Betriebsrätegeſetzes und dieſer Verordnung gelten das 
Miniſterium für Handel und Gewerbe, die Oberbergämter, die Bergreviere, die Geologiſche 
Landesanſtalt in Berlin, die Bergakademie in Clausthal, die Bergwerksdirektion Saar⸗ 
brücken, Abwicklungsſtelle in Bonn, die Beſchußanſtalten, die Eichungsdirektionen, die 
Eichämter, die Gewerbeaufſichtsämter, die Schlichtungsausſchüſſe, die Staatlichen Gewerbe⸗ 
lehrerſeminare in Berlin und Köln, die Staatlichen Handels- und Gewerbeſchulen für 
Mädchen in Potsdam und Rheydt, die Staatliche Haushaltungs⸗ und Gewerbeſchule in 
Flensburg, die Arbeitsvermittlungsſtelle für die Schleſiſchen Stickſchulen in Berlin, die 
Schleſiſchen Stickſchulen in Reinerz, Lewin, Habelſchwerdt, Neurode, Mittelwalde und 
Wünſchelburg, die Kunſtgewerbeſchulen in Caſſel, Hanau und Königsberg i. Pr., die 
Keramiſchen Fachſchulen in Bunzlau und Höhr, die Staatlichen Baugewerkſchulen in 
Königsberg i. Pr., Dt.⸗Krone, Frankfurt a. O., Neukölln, Stettin, Breslau, Görlitz, 
Beuthen O.⸗S., Erfurt, Magdeburg, Eckernförde, Nienburg, Buxtehude, Hildesheim, Höxter, 
Münſter i. W., Idſtein, Caſſel, Frankfurt a. M., Köln, Barmen, Aachen und Eſſen, die 
Staatliche Tiefbauſchule in Rendsburg, die Vereinigten Maſchinenbauſchulen in Magdeburg, 
Altona, Dortmund, Elberfeld, Köln, Frankfurt a. M., die Höheren Maſchinenbauſchulen 
in Stettin, Breslau, Hagen i. W. und Aachen, die Höhere Schiffs- und Maſchinenbauſchule 
in Kiel, die Maſchinenbau⸗ und Hüttenſchulen in Gleiwitz und Duisburg, die Maſchinen⸗ 
bauſchulen in Görlitz und Eſſen, die Fachſchule für die Eiſen⸗ und Stahlinduſtrie in 
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Siegen, die Fachſchulen für die Kleineiſen⸗ und Stahlwareninduſtrie in Schmalkalden und 
Remſcheid, die Fachſchule für die Metallinduſtrie in Iſerlohn, die Schiffsingenieur⸗ und 
Seemaſchiniſtenſchulen in Stettin und Flensburg, die Fachſchule für Seemaſchiniſten in 
Weſermünde, die Staatlichen Seefahrtſchulen in Altona, Flensburg, Leer, Stettin, Weſer⸗ 
münde, die Wirtſchaftsſchulen in Berlin und Düſſeldorf, die Muſterungsbehörden, die 
Seeämter, die Hafenpolizeibehörden, die Schiffsvermeſſungs⸗ und Schiffseichungsbehörden. 


83: 
Die Rechte und Pflichten des Staates als Arbeitgeber übt der Vorſtand der Behörde 
aus. Er iſt befugt, Beamte der Behörde als beſondere Vertreter zu beſtellen. 


8 4. 
Arbeitnehmer im Sinne des Betriebsrätegeſetzes ſind Arbeiter und Angeſtellte, die 
bei einem der im 8 2 bezeichneten Zweige der Staatsverwaltung beſchäftigt find. 


II. Aufbau der Betriebsvertretungen. 
85. 

Bei jeder Behörde, Schule oder Anſtalt ($ 2), die die im Betriebsrätegeſetz vorgeſehene 
Mindeſtzahl von Arbeitnehmern beſchäftigt, wird unbeſchadet des 8 5: BRG. eine 
Betriebsvertretung — Betriebsrat, Betriebsobmann — gebildet. 

Iſt nach der Zahl der Arbeitnehmer bei einer Behörde, Schule oder Anſtalt eine 
Betriebsvertretung nicht zu bilden, ſo kann der Miniſter für Handel und Gewerbe nach 
Vollziehung der erſten Wahl des Hauptbetriebsrats, nach Benehmen mit dieſem, beſtimmen, 
daß bei allen Behörden, Schulen oder Anſtalten, die an demſelben Orte ihren Sitz haben, 
oder bei einem Teile von ihnen eine gemeinſame Betriebsvertretung gebildet wird. 


8 6. 

Zur Vertretung aller im Bereiche der Verwaltung des Miniſteriums für Handel und 
Gewerbe beſchäftigten Arbeitnehmer wird beim Miniſterium für Handel und Gewerbe ein 
Hauptbetriebsrat gebildet. 


III. Zuſammenſetzung. 


Sl. 
Die Zuſammenſetzung der Einzelbetriebsvertretungen beſtimmt ſich nach den Vorſchriften 
des Betriebsrätegeſetzes. 
88. 
Der Hauptbetriebsrat beſteht aus 5 Mitgliedern. 


629} 
Befinden ſich unter den Arbeitnehmern ſowohl Arbeiter wie Angeſtellte, ſo muß jede 
Gruppe mindeſtens einen Vertreter im Hauptbetriebsrat haben. 


8 10. 

Zur Führung der laufenden Geſchäfte wählt der Hauptbetriebsrat aus ſeiner Mitte 
einen geſchäftsführenden Ausſchuß von 2 Mitgliedern, deren Beſchäftigungsort möglichſt 
Berlin ſein ſoll. 

8 

Bei der Zuſammenſetzung der Betriebs vertretungen ſollen die verſchiedenen Berufs⸗ 
gruppen der beſchäftigten männlichen und weiblichen Arbeitnehmer nach Möglichkeit 
berückſichtigt werden. 


IV. Wahl. 
g 12. 


Die Wahl zu den Einzelbetriebsvertretungen beſtimmt ſich nach den Vorſchriſten des 
Betriebsrätegeſetzes. 


8 13. 

Zur Wahl des Hauptbetriebsrats bilden alle Arbeitnehmer im Bereiche der Verwaltung 
des Miniſteriums für Handel und Gewerbe (§ 2) einen Wahlkörper. Sie wählen die Mit- 
glieder des Hauptbetriebsrats aus ihrer Mitte in unmittelbarer und geheimer Wahl nach 
den Grundſätzen der Verhältniswahl. 

Die Wahl der Mitglieder des Hauptbetriebsrats findet in demſelben Wahlgange mit 
der Wahl zu den Einzelbetriebsvertretungen ſtatt. 

Wiederwahl iſt zuläffig. 


5 14. 

Die Leitung der Wahl des Hauptbetriebsrats liegt in der Hand eines vom Haupt⸗ 
betriebsrat zu wählenden, aus drei wahlberechtigten Arbeitnehmern beſtehenden Wahl⸗ 
vorſtandes. Der Wahlvorſtand beſtimmt ſeinen Vorſitzenden ſelbſt und führt die Wahl 
nach der Wahlordnung (Anhang 1 zum Betriebsrätegeſetz) durch. 

Die Leitung der erſten Wahl nach Inkrafttreten dieſer Verordnung liegt in der Hand 
eines vom Miniſter für Handel und Gewerbe zu berufenden Wahlvorſtandes, der aus drei 
von den bei den Verhandlungen über dieſe Verordnung beteiligten wirtſchaftlichen Ver⸗ 
einigungen vorzuſchlagenden Arbeitnehmern beſteht. Das gleiche gilt im Falle des § 23 
Abſ. 2 des Betriebsrätegeſetzes. 

§ 15. 

Der Wahlvorſtand hat die Mitglieder des Hauptbetriebsrats ſpäteſtens eine Woche 
nach ihrer Wahl zur Vornahme der nach § 26 des Betriebsrätegeſetzes erforderlichen Wahl 
zuſammenzuberufen. 


§ 16. 
Die Wahlzeit aller Betriebsvertretungen beträgt ein Jahr. Sie beginnt mit dem 
1. April eines Jahres und endet mit dem 31. März des nächſten Jahres. 
Iſt während der Wahlzeit zu einer Neuwahl zu ſchreiten, ſo findet dieſe für den Reſt 
der Wahlzeit ſtatt. 
Nach Ablauf der Wahlzeit bleiben die Mitglieder der Betriebsvertretungen noch bis 
zum Zuſammentritt der neugewählten Betriebs vertretungen im Amte. 


V. Zuſtändigkeit. 
8 17. 

Die Einzelbetriebsvertretung ift zuſtändig für Angelegenheiten, die aus dem örtlichen 
Arbeitsverhältnis entſpringen und nicht über den Bereich der Betriebsvertretung hinaus 
von Bedeutung find. 

8 18. 

Der Hauptbetriebsrat iſt zuſtändig für Angelegenheiten, die über den Bereich der 
Einzelbetriebsvertretung hinaus von Bedeutung ſind, ſowie für ſolche, die von allgemeiner 
oder grundſätzlicher Bedeutung ſind. 

Er iſt ferner zuſtändig für Angelegenheiten, die ihm vom Miniſter für Handel und 
Gewerbe zur Behandlung überwieſen werden. 


8 19. 


Ob eine Angelegenheit über den Bereich einer Einzelbetriebsvertretung hinaus von 
Bedeutung iſt, entſcheidet im Streitfalle der Miniſter für Handel und Gewerbe nach 
Benehmen mit dem Hauptbetriebsrat. 


VI. Schlußbeſtimmungen. 
8 20. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe wird ermächtigt, nach Verhandlung mit den 
beteiligten wirtſchaftlichen Vereinigungen der Arbeitnehmer Ausführungsbeſtimmungen zu 
dieſer Verordnung zu erlaſſen. 
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8 21. 
Über die Dauer der erſten Wahlzeit kann der Miniſter für Handel und Gewerbe vom 
§ 16 Abſ. 1 abweichende Beſtimmungen treffen. 
Er kann zugleich die laufende Wahlzeit der beim Inkrafttreten dieſer Verordnung 
bereits beſtehenden Betriebsvertretungen ändern. 


& 22. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 


Berlin, den 21. Juli 1926. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Für den Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Braun. Höpker-⸗Aſchoff. 


Ausführungsbeſtimmungen vom 24. Juli 1926. 


Auf Grund des § 20 der zur Ausführung des § 61 des Betriebsrätegeſetzes vom 
4. Februar 1920 (RGBl. S. 147) in den dem Miniſter für Handel und Gewerbe unter⸗ 
ſtellten Zweigen der Staatsverwaltung erlaſſenen Verordnung des Preußiſchen Staats⸗ 
miniſteriums vom 21. Juli 1926 (GS. S. 222) wird nach Verhandlung mit den beteiligten 
wirtſchaftlichen Vereinigungen der Arbeitnehmer folgendes beſtimmt: 


Artikel 1. 
Zu §§ 5 und 6. An Betriebsvertretungen find vorgeſehen: 
a) Einzelbetriebsvertretungen (Betriebsräte, Betriebsobleute) bei den Oberbergämtern, 
Eichungsdirektionen, Lokalbehörden, Schulen und Anſtalten nach § 5 Abſ. 1 
oder § 5 Abſ. 2, beim Miniſterium für Handel und Gewerbe nach § 5 Abſ. 1; 
b) ein Hauptbetriebsrat beim Miniſterium für Handel und Gewerbe nach 8 6. 


Die Einzelbetriebsvertretung und der Hauptbetriebsrat beim Miniſterium für Handel 
und Gewerbe beſtehen nebeneinander. 

Artikel 2. 

Zu 85 Abſ. 1. Einzelbetriebsvertretungen werden nur für ſämtliche Arbeitnehmer 
einer Behörde, nicht etwa für einen Teil von ihnen, insbeſondere nicht für die Arbeitnehmer 
einzelner Abteilungen gebildet. 

Artikel 3. 

Zu § 5 Abſ. 2. Die Beſtimmung in $ 5 Abſ 2 gilt für Oberbergämter, Eichungs⸗ 
direktionen, Lokalbehörden, Schulen und Anſtalten. Sie kommt nur zur Anwendung, wenn 
nicht bei allen einzelnen Behörden, Schulen oder Anſtalten, die an demſelben Ort ihren 
Sitz haben, eine Betriebsvertretung (Betriebsrat, Betriebsobmann) zu bilden iſt. 


Artikel 4. 

Zu § 5 Abſ. 2. Anträge im Sinne des § 5 Abſ. 2 find mir durch die Hand des 
Regierungspräſidenten, in Berlin des Oberpräſidenten, nach Benehmen mit ſämtlichen 
Behörden, Schulen oder Anſtalten, die an demſelben Orte ihren Sitz haben, und den bei 
dieſen gebildeten Einzelbetriebsvertretungen oder, ſoweit ſolche nicht gebildet ſind, nach 
Benehmen mit der Arbeitnehmerſchaft vorzulegen. In den Anträgen iſt die Stellungnahme 
der Behörden, Schulen oder Anſtalten und der Betriebsvertretungen oder der Arbeitnehmerſchaft 
erſichtlich zu machen. 
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Artikel 5. 


Zu 8 12 und 13. Die Arbeitnehmer aller Behörden, Schulen und Anſtalten wählen 
zum Hauptbetriebsrat und, ſoweit die Vorausſetzungen vorliegen, zur Einzelbetriebsvertretung. 


Artikel 6. 

Zu 88 13 und 16. Der Hauptbetriebsrat iſt erſtmalig zum 1. Oktober 1926 zu 
wählen. Die Wahlzeit des erſtmalig gewählten Hauptbetriebsrats wird bis zum 31. März 1928 
ausgedehnt, unabhängig von der bis zu dieſem Tage notwendigen Wahl der Einzelbetriebs⸗ 
vertretungen im Jahre 1927. 

Soweit Einzelbetriebsvertretungen mit über den 31. Mai 1927 laufender Wahlzeit 
bereits beſtehen, endet dieſe mit dem 31. März 1927. 


Berlin, den 24. Juli 1926. 


Der Preußiſche Miniſter für Handel und Gewerbe. 
J. V.: Dönhoff. 


Wahlordnung 


vom 24. Juli 1926 zur Durchführung der Verordnung des Preußiſchen 

Staatsminiſteriums über die Bildung von Betriebsvertretungen im Bereiche 

der Verwaltung des Miniſteriums für Handel und Gewerbe vom 21. Juli 1926 
(GS. S. 222). 


A. Wahl der Einzelbetriebs vertretungen. 


Für die Wahl der Einzelbetriebsvertretungen gelten die Vorſchriften des Betriebs- 
rätegeſetzes ſowie die dazu ergangenen Ausführungsbeſtimmungen. 
Die Stimmabgabe erfolgt durch Stimmzettel aus weißem Papier. 


B. Wahl des Hauptbetriebsrates. 


1. Für die Wahl des Hauptbetriebsrates gelten im allgemeinen dieſelben Beſtimmungen 
wie für die Wahl der Einzelbetriebs vertretungen. 

II. Die Wahl des Hauptbetriebsrates findet in demſelben Wahlgange mit der Wahl 
der Einzelbetriebsvertretungen auf Grund der für dieſe aufgeſtellten Wählerliſten ftatt. 

III. Die Leitung der Wahl des Hauptbetriebsrates liegt in der Hand des Haupt⸗ 
wahlvorſtandes. Die mit der Wahl des Hauptbetriebsrates zuſammenhängenden örtlichen 
Wahlgeſchäfte werden von den für die Leitung der Wahl der Einzelbetriebsvertretungen 
gewählten oder beſtellten Wahlvorſtänden oder Wahlleitern erledigt. Wenn weder eine 
Einzelbetriebsvertretung nach den Vorſchriften des Betriebsrätegeſetzes noch eine gemeinſame 
ordentliche Betriebsvertretung auf Grund der Verordnung vom 21. Juli 1926 zu bilden 
iſt, werden die mit der Wahl des Hauptbetriebsrates zuſammenhängenden Wahlgeſchäfte 
durch den Vorſteher der Dienſtſtelle oder einen von ihm Betrauten erledigt. In dieſem 
Falle iſt der Wahlumſchlag vom Wähler verſchloſſen dem Vorſteher der Dienſtſtelle bzw. 
dem von ihm Betrauten zu übergeben, von dieſem iſt der verſchloſſene Wahlumſchlag mit 
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der Überſchrift „Wahl zum Hauptbetriebsrat“ in einen Briefumſchlag zu ſtecken und ein- 
geſchrieben an den Vorſitzenden des Hauptwahlvorſtandes einzuſenden. Der Hauptwahl⸗ 
vorſtand öffnet unverzüglich nach dem Ablauf der Wahlfriſt die verſchloſſenen Briefumſchläge 
und ſteckt die in den Briefumſchlägen enthaltenen verſchloſſenen Wahlumſchläge in einen 
Kaſten. Alsdann wird der Kaſten geſchüttelt und geöffnet, die Stimmzettel werden aus den 
Wahlumſchlägen entnommen, die Zahl der auf die zugelaſſenen gültigen Liſten entfallenden 
Stimmen wird feſtgeſtellt und bei Feſtſtellung des Geſamtergebniſſes berückſichtigt. Dabei 
iſt die Gültigkeit der Stimmzettel zu prüfen. 


IV. Der Hauptwahlvorſtand hat ſpäteſtens 30 Tage vor dem letzten Tage der Stimm⸗ 
abgabe ein Wahlausſchreiben zu erlaſſen und als Sonderbeilage zum Miniſterialblatt der 
Handels- und Gewerbeverwaltung in Preußen auf grünem Papier zu veröffentlichen. Ein 
Abdruck des Wahlausſchreibens iſt an einer oder mehreren geeigneten Stellen von den 
örtlichen Behörden, Schulen und Anſtalten allen Wahlberechtigten zugänglich zu machen. 
Der Tag des Aushanges und der Abnahme iſt auf dem Abdruck zu vermerken. 


V. Jede Vorſchlagsliſte ſoll wenigſtens die doppelte Anzahl von Bewerbern enthalten, 
die als Hauptbetriebsratsmitglieder zu wählen ſind, und muß von mindeſtens drei wahl⸗ 
berechtigten Arbeitnehmern unterſchrieben ſein. Die zugelaſſenen Vorſchlagsliſten ſind vom 
Hauptwahlvorſtand als Sonderbeilage zum Miniſterialblatt der Handels⸗ und Gewerbe⸗ 
verwaltung zu veröffentlichen. Ein Abdruck der Vorſchlagsliſten iſt ſpäteſtens drei Tage 
vor 15 Wahl allen Wahlberechtigten durch Aushang an geeigneten Stellen zugänglich 
zu machen. 


VI. Die Stimmabgabe zur Hauptbetriebsratswahl erfolgt durch einen Stimmzettel 
aus grünem Papier, der zuſammen mit dem Stimmzettel für die Wahl der Einzelbetriebs⸗ 
vertretung in demſelben Wahlumſchlag abzugeben iſt. 

Nach Offnung der Wahlurnen oder Stimmzettelkäſten durch die örtlichen Wahlvorſtände 
werden die Stimmzettel zum Hauptbetriebsrat aus dem Wahlumſchlag entnommen und 
die auf jede Vorſchlagsliſte entfallenden Stimmen zuſammengezählt, dabei iſt die Gültigkeit 
der Stimmzettel zu prüfen. Eine beſondere Niederſchrift über die Stimmenabgabe zum 
Hauptbetriebsrat iſt anzufertigen und mit ſämtlichen auf die Wahl des Hauptbetriebsrats 
ſich beziehenden Schriftſtücken (Wählerliſte mit den Vermerken über die Stimmenabgabe, 
Abdruck des Wahlausſchreibens mit dem Vermerk des Aushanges und der Abnahme) und 
den Stimmzetteln durch Vermittlung der Dienſtſtelle in verſiegeltem Umſchlag innerhalb 
acht Tagen eingeſchrieben an den Vorſitzenden des Hauptwahlvorſtandes einzuſenden. Der 
Hauptwahlvorſtand zählt die auf jede Vorſchlagsliſte entfallenden Stimmen zuſammen, 
ſtellt das Wahlergebnis ſpäteſtens bis zum 15. Tage nach dem letzten Tage der Stimmen⸗ 
abgabe feſt und teilt die Namen der Gewählten dem Miniſter für Handel und Gewerbe 
zur Bekanntgabe im nächſten Miniſterialblatt der Handels⸗ und Gewerbeverwaltung mit. 
Die Einberufung des neugewählten Hauptbetriebsrates durch den Hauptwahlvorſtand hat 
alsbald zu erfolgen. 

Die Umſchläge, Stimmzettel und Stimmzettelkäſten ſind von der Verwaltung zu 
beſchaffen. 


. Sonſtige Beſtimmungen. 


Die erſtmalige Hauptbetriebsratswahl iſt von den beſtehenden Betriebsvertretungen 
als Wahlvorſtänden durchzuführen. Sofern eine Betriebsvertretung nicht beſteht, findet 
die Beſtimmung im Abſchnitt B Ziff. III Anwendung. 


Berlin, den 24. Juli 1926. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
J. V.: Dönhoff. 


188. 


Bekanntmachung 
betreffend 


den Hauptwahlvorſtand zur Wahl des Hauptbetriebsrats beim Miniſterium 
für Handel und Gewerbe. 


Auf Grund des § 14 Abſ. 2 der zur Ausführung des § 61 des Betriebsrätegeſetzes 
vom 4. Februar 1920 (RGBl. S. 147) in den mir unterſtellten Behörden, Schulen und 
Anſtalten erlaſſenen Verordnung des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 21. Juli 1926 
(GS. S. 222) habe ich in den Wahlvorſtand zur Wahl des Hauptbetriebsrats beim 
Miniſterium für Handel und Gewerbe berufen: 

1. Herrn Guſtav Hartmann, Berlin NO 55, Greifswalder Str. 223, 
2. Fräulein Elly Suſanne Fehſe, Berlin NW, Karlſtr. 11, 
3. Herrn Erich Wachlin, Berlin N, Fehrbelliner Str. 3. 


Der Hauptwahlvorſtand hat zu ſeinem Vorſitzenden Herrn Guſtav Hartmann 
gewählt. f 


Berlin, den 24. Juli 1926. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
J. V.: Dönhoff. 


Wahlausſchreiben 


für die 
Wahl des Hauptbetriebsrats beim Miniſterium für Handel und Gewerbe. 


Gemäß 88 6 und 8 der Ausführung des § 61 des Betriebsrätegeſetzes vom 4. Februar 
1920 (RGBl. S. 147) in den dem Miniſter für Handel und Gewerbe unterſtellten Behörden, 
Schulen und Anſtalten erlaſſenen Verordnung des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 
21. Juli 1926 (GS. S. 222) ſind von den Arbeitern und Angeſtellten, die bei einem der 
im § 2 der vorſtehend genannten Verordnung bezeichneten Zweige der Staatsverwaltung 
beſchäftigt ſind, fünf Mitglieder zum Hauptbetriebsrat und ebenſoviel Erſatzmitglieder zu 
wählen. Wahlberechtigt ſind unter der Vorausſetzung des § 20 BRG. alle mindeſtens 
18 Jahre alten männlichen und weiblichen Arbeitnehmer, wählbar ſind unter den 
Vorausſetzungen der 88 20 und 21 BRG. die mindeſtens 24 Jahre alten reichsangehörigen 
Wahlberechtigten. 


Gemäß Abſchnitt B Ziff. V der Wahlordnung werden die Wahlberechtigten aufge⸗ 
fordert, bis zum 23. Auguſt 1926 Vorſchlagsliſten bei dem unterzeichneten Vorſitzenden des 
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Hauptwahlvorſtandes im Miniſterium für Handel und Gewerbe, Berlin W9, Leipziger 
Straße 2, einzureichen. Vorſchlagsliſten, die ſpäter eingehen oder nicht von mindeſtens 
drei Wahlberechtigten unterzeichnet ſind oder bei denen die ſchriftliche Einverſtändniserklärung 
der vorgeſchlagenen Kandidaten fehlt, ſind ungültig. 

Jede Vorſchlagsliſte ſoll nach Möglichkeit wenigſtens doppelt ſoviel wählbare Bewerber 
benennen, wie Hauptbetriebsratsmitglieder zu wählen ſind. Die einzelnen Bewerber ſind 
unter fortlaufender Nummer oder in ſonſt erkennbarer Reihenfolge aufzuführen und nach 
Familien⸗ und Vor⸗(Ruf⸗)Namen, Beruf und Wohnort genau zu bezeichnen. Außer den 
Namen der Bewerber können die Vorſchlagsliſten auch ein beſonderes Kennwort enthalten. 

Die zugelaſſenen Vorſchlagsliſten werden den Wahlberechtigten ſpäteſtens drei Tage 
vor der Wahl an geeigneten Stellen durch Aushang zugänglich gemacht werden. 


Die Wahlen finden 


am Freitag, den 1. und Sonnabend, den 2. Oktober d. J. 
ſtatt. 

Zu der Stimmabgabe über die zugelaſſenen Vorſchlagsliſten ſind Stimmzettel aus 
grünem Papier zu verwenden. Jeder Wahlberechtigte darf nur für eine der zugelaſſenen 
Vorſchlagsliſten ſtimmen. Der Wähler hat ſeinen Stimmzettel an der von der örtlichen 
Betriebsvertretung bezeichneten Stelle im offenen Wahlumſchlag abzugeben. Sofern eine 
örtliche Betriebsvertretung nicht beſteht, ſind die Stimmzettel in verſchloſſenen Wahl- 
umſchlägen dem Dienſtſtellenleiter zur Weiterbeförderung auszuhändigen, der für die Weiter⸗ 
leitung an den Vorſitzenden des Hauptwahlvorſtandes Sorge trägt. (Vgl. Abſchnitt B 
Ziff. III der Wahlordnung). 

Das Wahlergebnis iſt von den örtlichen Betriebsvertretungen unter Beachtung der 
Beſtimmungen in Abſchnitt B Ziff. VI der Wahlordnung feſtzuſtellen und mit der Nieder- 
ſchrift und ſämtlichen auf die Wahl des Hauptbetriebsrats ſich beziehenden Schriftſtücken 
alsbald nach erfolgter Wahl an den Vorſitzenden des Hauptwahlvorſtandes einzuſenden. 


Berlin, den 24. Juli 1926. 


Der Hauptwahlvorſtand. 
Hartmann, Vorſitzender. 


Der Miniſter 


für Handel und Gewerbe. Berlin og, den 24. Juli 1926. 


Leipziger Straße 2. 


J.⸗Nr. III 7383. 


Vorſtehendes Wahlausſchreiben des Hauptwahlvorſtandes überſende ich mit dem 
Erſuchen, für ordnungsmäßige Bekanntgabe an die Wahlberechtigten gemäß Abſchnitt B 
Ziffer IV der Wahlordnung Sorge zu tragen. 


J. V.: Dönhoff. 


An die Herren Regierungspräſidenten, den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin, die Ober⸗ 
bergämter, die Geologiſche Landesanſtalt in Berlin, die Bergakademie in Clausthal, die 
Bergwerksdirektion Saarbrücken — Abwickelungsſtelle — in Bonn, die Herren Ober⸗ 
eichungsdirektoren und Eichungsdirektoren. 
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